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(Nr. 9445.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Mecklenburg Schwerin und Mecklenburg ⸗Strelitz 
wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Hagenow nach Oldesloe mit Ab- 
zweigung nach Mölln. Vom 5. Dezember 1889. 


— Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin und Seine Königliche Hoheit 
der Großherzog von Mecklenburg⸗Strelitz haben zum Zwecke einer Vereinbarung 
über die Herſtellung einer Eiſenbahn von Hagenow über Wittenburg und Zarrentin 
nach Oldesloe mit Abzweigung nach Mölln zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Dr. jur. Paul Micke, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg— 
Schwerin: 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Ernſt Ehlers, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg-Strelitz: 
Allerhöchſtihren Landgerichtsdirektor, Kammerherrn Wilhelm von der 
Decken, 


welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation den nachſtehenden 
Staatsvertrag vereinbart haben: 


Artikel Eins. 
Die Königlich Preußiſche Regierung beabſichtigt eine Eiſenbahn von Hagenow 
über Wittenburg und Zarrentin nach Oldesloe oder einem in der Nähe belegenen 
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Ausgegeben zu Berlin den 5. Mai 1891. 


De 


Punkte der Linie Schwarzenbeck-Oldesloe-Neumünſter mit Abzweigung nach Mölln 
auszuführen, ſobald ſie die geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 

Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche und die Großherzoglich Mecklen— 
burg⸗Strelitzſche Regierung geſtatten der Königlich Preußiſchen Regierung nach 
Maßgabe der nachſtehenden näheren Beſtimmungen den Bau und Vetrieb dieſer 
5 innerhalb ihrer Staatsgebiete und werden derſelben das Enteignungsrecht 
ertheilen. 


Artikel Zwei. 


Die Bahn ſoll bei dem Bahnhof Hagenow von der Berlin⸗Hamburger 
Eiſenbahn ausgehen, mit normaler Spur (1ſ48 Meter Spurweite) und fo her⸗ 
geſtellt werden, daß ein direkter Wagenübergang von und nach den Anſchlußbahnen 
ſtattfinden kann. 

Im Uebrigen kann der Bau und Betrieb der Bahn nach Maßgabe der 
Beſtimmungen der Bahnordnung für Deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Be— 
deutung vom 12. Juni 1878 und den dazu künftig ergehenden ergänzenden oder 
abändernden Beſtimmungen eingerichtet werden. 

Die Feſtſtellung der ſämmtlichen Bauentwürfe ſowie die Prüfung der an- 
uwendenden Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, ſteht der Königlich 
Preußischen Regierung allein zu, welche übrigens bezüglich der Führung der Linie, 
wie auch bezüglich der Anlegung von Stationen ſowohl für den Perſonen- als 
für den Güterverkehr an allen denjenigen Punkten innerhalb des Mecklenburgiſchen 
Staatsgebietes, an denen ein entſprechendes Verkehrsbedürfniß vorhanden iſt oder 
künftig ſich herausſtellen wird, etwaige beſondere Wünſche der Großherzoglichen 
Regierungen thunlichſt berückſichtigen wird. 

Die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit 
diefe die Herſtellung von Wegen, Brücken, Uebergängen, Triften, Einfriedigungen 
und Waſſerzügen (Vorfluths⸗ und Entwäſſerungsanlagen), ſowie die Anlage von 
Sicherheitsſtreifen betreffen, bleibt den Großherzoglichen Regierungen innerhalb 
ihrer Gebiete vorbehalten. Ebenſo verbleibt denſelben auch die Beſtimmung über 
die Anlage von Zufuhrwegen zu den Bahnhöfen. 

Es gilt als vereinbart, daß die Koſten der Herſtellung, Unterhaltung und 
Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Bahnhöfen, ſoweit dieſe Wege, worüber die 
betheiligten Regierungen ſich eventuell verftändigen werden, außerhalb der Bahn— 
höfe liegen, nicht der Eiſenbahnverwaltung zur Laſt fallen. Die aus $. 6 des 
Mecklenburg⸗Schwerinſchen Expropriationsgeſetzes vom 29. März 1845 ſich ergebenden 
Verpflichtungen der Eiſenbahnverwaltung werden hierdurch indeß nicht berührt. 

Sollte nach Fertigſtellung der Bahn die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, 
Staats oder Vizinalſtraßen, welche die geplante Eiſenbahn kreuzen, innerhalb der 
Mecklenburgiſchen Staatsgebiete von den Großherzoglichen Regierungen für erforder- 
lich erachtet werden, fo wird zwar Preußiſcherſeits gegen die Ausführung derartiger 
Anlagen keine Einſprache erhoben werden, es muͤſſen aber in derartigen Fällen 
von den Großherzoglichen Regierungen alle erforderlichen Maßregeln getroffen 


— 49 —B—ͤ—0 


werden, damit weder durch die neue Anlage der Betrieb der Eiſenbahn geſtört 
wird, noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein anderer Aufwand erwächſt, 
als der für die Bewachung der neuen Uebergänge. 

Im Uebrigen ſoll die geſammte Bahn von Hagenow bis Oldesloe mit 
Abzweigung noch Mölln ſowohl in ihrer baulichen Ausführung als in ihren Be- 
triebseinrichtungen als eine einheitliche Anlage gelten und die Behandlung derſelben 
innerhalb der einzelnen Staatsgebiete eine gleichmäßige ſein. 


Artikel Drei. 
Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt freigeſtellt, dem Bahnkörper 
und den Kunſtbauten von vornherein die für zwei Geleiſe erforderliche Breite zu 
geben und zur Ausführung des zweiten Geleiſes nach eigenem Ermeſſen zu ſchreiten. 


Artikel Vier. 

Für die bei Ausführung der Vorarbeiten den betheiligten Grundbeſitzern 
etwa zugefügten Schäden und Nachtheile iſt den Beſchädigten angemeſſene Ver⸗ 
gütung zu gewähren. 

Auch wird die Königlich Preußiſche Regierung bei Feſtſtellung der Entwürfe 
darauf halten, daß, ſoweit ein Bedürfniß hierzu ſich ergiebt, an der Bahn die- 
jenigen Anordnungen getroffen werden, welche zur Abwendung von Gefahren aus 
dem Bahnbetriebe für die Adjazenten geeignet find. 

Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebes der 
Bahn gegen die Eiſenbahnverwaltung geltend gemacht werden möchten, ſollen von 
den betreffenden Großherzoglichen Landesgerichten und — inſoweit nicht Reichs⸗ 
geſetze Platz greifen — auch nach den betreffenden Mecklenburgiſchen Landesgeſetzen 
beurtheilt werden. 


Artikel Fünf. 

Die Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinſche und die Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Strelitzſche Regierung werden der Verkehrsentwickelung von und nach 
der geplanten Bahn bereitwillige Förderung zu Theil werden laſſen und insbeſondere, 
ſoweit thunlich, dahin wirken, daß auf den Bahnen ihrer Gebiete von und nach 
jener Eiſenbahn keine höheren Tarifeinheiten berechnet werden, als von und nach 
den übrigen anſchließenden Bahnen, und daß auch in Bezug auf die Errichtung 
von Vereinstarifen, durchgehende Expeditionen und Durchgehen der Wagen ohne 
Umladung eine gleichmäßige Behandlung ſtattfindet. 


Artikel Sechs. 

Die Genehmigung der Tarife ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne ſteht — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — der Königlich 
Preußiſchen Regierung allein zu. Etwaige beſondere Wünſche der Großherzoglichen 
Regierungen wird hierbei die Königlich Preußiſche Regierung thunlichſt berüd- 
ſichtigen. Auch gilt als vereinbart, daß in den Tarifen für die Strecken in den 
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Großherzoglich Mecklenburgiſchen Gebieten keine höheren Einheitsſätze in Anwendung 
kommen ſollen, als für die Strecke im Königlich Preußiſchen Gebiete. 


Artikel Sieben. 


Der Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen und der Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung bleibt vorbehalten, die Handhabung der ihr 
über die betreffende Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheitsrechte, die Wahrnehmung 
ihrer aus dieſem Vertrage ſich ergebenden Intereſſen und Gerechtſame und die 
etwaigen Verhandlungen mit der Bahnverwaltung einer Behörde oder einem be⸗ 
ſonderen Kommiſſarius zu übertragen. Dieſelben haben die Beziehungen der 
Großherzoglichen Regierungen in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten 
Einſchreiten der zuſtändigen Polizei- oder Gerichtsbehörden geeignet find. Die 
Eiſenbahnverwaltung wird ſich an die mit der Vertretung beauftragte Behörde 
beziehungsweiſe die Kommiſſare in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben gehörigen 
Angelegenheiten wenden, auch denſelben jede für ihre Zwecke nöthige Einſicht ger 
ſtatten oder Auskunft ertheilen. 


Artikel Acht. 


Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in die einzelnen Staatsgebiete 
entfallenden Bahnſtrecken den betreffenden Landesregierungen vorbehalten. Alle 
innerhalb der einzelnen Gebiete vorkommenden, in Bezug auf die Bahnanlage 
und den Transport auf derſelben verübten Verbrechen, Vergehen und Ueber- 
tretungen ſollen daher den Landesbehörden zur Unterſuchung und Beſtrafung 
angezeigt und, ſoweit nicht allgemeine Reichsgeſetze Platz greifen, nach den Landes⸗ 
geſetzen beurtheilt werden. 

Auch ſollen die an den Bahnſtrecken in den einzelnen Gebieten zu er⸗ 
richtenden Hoheitszeichen nur die der betreffenden Landesregierung ſein. 


Artikel Neun. 


Unterthanen der Königlich Preußiſchen Regierung, welche beim Betriebe 
der Bahn in den Großherzoglich Mecklenburgiſchen Gebieten angeſtellt werden, 
ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathlandes nicht aus. 

Die auf den Strecken der Bahn in den Großherzoglich Mecklenburgiſchen 
Gebieten angeftellten Beamten find rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Vor⸗ 
geſetzten, im Uebrigen aber den Geſetzen des Ortes unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der- 
gleichen Unterbeamten der Bahn innerhalb der Großherzoglich Mecklenburgiſchen 
Staatsgebiete ſoll auf Angehörige der Mecklenburgiſchen Staaten vorzugsweiſe 
Rückſicht genommen werden, falls geeignete Militäranwärter, unter welchen die 
Mecklenburgiſchen Staatsangehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung 
der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 
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Artikel Zehn. 

So lange die Bahn im Eigenthum und Betriebe der Königlich Preußiſchen 
Regierung ſich befindet, wird der Betrieb weder mit einer Gewerbeſteuer noch 
mit einer anderen Staatsabgabe oder Staatslaſt belegt, noch auch eine Beſteuerung 
zu Gunſten der Gemeinden und ſonſtigen korporativen Verbände zugelaſſen werden. 
Auch ſoll die Bahn nebſt Zubehör von der Grundſteuer, ſowie von allen Deich⸗ 
und Siellaſten befreit ſein. 

Sofern der Vereinbarung in dieſem Artikel zuwider Steuern oder Abgaben 
zur Erhebung gelangen ſollten, haben die Großherzoglichen Regierungen die hierfür 
geleifteten Ausgaben zu erſtatten. 


Artikel Elf. 

Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche Regierung übernimmt — in 
Anerkennung der aus der Bahnanlage für die betreffenden Theile ihres Staats⸗ 
gebiets ſich ergebenden Vortheile — die Verpflichtung, den zum Bau der Bahn⸗ 
anlagen erforderlichen Grund und Boden innerhalb ihres Landesgebiets der 
Königlich Preußiſchen Regierung unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen, wenn 
von dieſer ein Zuſchuß von 200 000 Mark, in Worten: Zweihunderttauſend 
Mark, zu den Grunderwerbskoſten geleiſtet wird. 


Artikel Zwölf. 

Die im Artikel Elf übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich auf das ge⸗ 
ſammte zur Herſtellung der Bahn in der im Artikel Drei bezeichneten Art, ein⸗ 
ſchließlich der Stationen und aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seiten⸗ 
entnahmen, Parallelwege, Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, 
Lagerplätzen, Aenderungen von Wegen oder Waſſerläufen u. ſ. w. nach den ge⸗ 
nehmigten Bauplänen oder nach den Beſtimmungen der Landespolizeibehörden 
erforderliche oder zum Schutze der benachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von 
Feuersgefahr u. ſ. w. für nothwendig erachtete der Enteignung unterworfene 
Grundeigenthum mit Einſchluß von Rechten und Gerechtigkeiten. 

Die Ueberweiſung des Grundeigenthums nebſt Rechten und Gerechtigkeiten 
ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der bauenden Eiſenbahnverwaltung 
auch Entſchädigungen für Wirthſchaftserſchwerniſſe und ſonſtige Nachtheile nicht 
zu tragen, und die für den Bau der Bahn erforderlichen Grundſtücke frei von 
Pfandrechten, ſowie frei von allen dinglichen Laſten und Abgaben in das Eigen— 
thum des Preußiſchen Staates übergehen. Dieſem ſollen vielmehr nur die Koſten 
der Vermeſſung und Verſteinung des überwieſenen Terrains zur Laſt fallen. Die 
bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bauplanes und der 
bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen für jede Feldmark 
einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden Grundſtücke nach ihrer 
farten- und regiſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und Größe, deren 
Eigenthümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich angeordneten 
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Anlagen, ſowie wo nur eine, ſei es vorübergehende, ſei es dauernde Belaſtung 
von Grundeigenthum in Frage ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung 
zu enthalten hat. 

Binnen acht Wochen nach Vorlage dieſes Auszugs iſt die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung in den Beſitz der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Iſt innerhalb 
dieſer Friſt die Ueberweiſung nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung die 
Befugniß zu, ohne Weiteres die geſetzliche Enteignung zu beantragen. Der im 
Enteignungswege für den Grunderwerb u. ſ. w. erwachſende Aufwand einſchließlich 
der Koſten des Verfahrens iſt der Eiſenbahnverwaltung alsdann zu erſetzen. Der 
Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen Regierung bleibt es freigeſtellt, wegen 
der Uebertragung dieſer Verpflichtung auf die von der Bahnlinie berührten 
Gemeinden u. ſ. w. mit letzteren ſich zu verſtändigen; ſie bleibt indeß auch für den 
Fall einer derartigen Uebertragung für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrer- 
ſeits der Königlich Preußiſchen Regierung verhaftet. 

Der von der Königlich Preußiſchen Regierung zu den Grunderwerbskoſten 
zu leiſtende Baarzuſchuß (Artikel Elf) iſt von der bauleitenden Eiſenbahnverwaltung 
an die von der Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen Regierung zu bezeichnende 
Kaffe in zwei gleichen Raten zu zahlen, von denen die eine nach laſtenfreier Ueber⸗ 
weiſung des Grund und Bodens für den Bau von 16 Kilometer der im Groß 
herzogthum Mecklenburg-Schwerin belegenen Strecke, die andere nach laſtenfreier 
Ueberweiſung des Grund und Bodens für den Reſt dieſer Strecke fällig wird. 

Sollte die Erwerbung des Grund und Bodens durch die Eiſenbahn— 
verwaltung für Rechnung der Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen Regierung 
erfolgen, ſo iſt der von der Königlich Preußiſchen Regierung zu gewährende Baar⸗ 
zuſchuß zur Deckung der ihrerſeits geleiſteten Vorſchußzahlungen zunächſt zu ver⸗ 
wenden. 


Artikel Dreizehn. 


Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche und die Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Strelitzſche Regierung behalten ſich das Recht vor, die innerhalb 
ihrer Gebiete von der Königlich Preußiſchen Regierung hergeſtellten Strecken der 
Bahn von Hagenow nach Oldesloe mit Abzweigung nach Mölln nebſt allem zu 
denſelben zu rechnenden Zubehör nach Verlauf von dreißig Jahren von dem Tage 
der Betriebseröffnung an gerechnet, in Folge einer mindeſtens drei Jahre vorher 
zu machenden Ankündigung gegen Erſtattung des Anlagekapitals und des ſeitens 
der Königlich Preußiſchen Regierung zu den Grunderwerbskoſten geleiſteten Zu- 
ſchuſſes (Artikel Elf), einſchließlich der während der Bauzeit aufgelaufenen vier⸗ 
prozentigen Zinſen, ſowie der Koſten für ſpätere Vervollſtändigungen und Er 
weiterungen, zu erwerben. 

Inſofern zur Zeit der Erwerbung der Zuſtand der Bahn gegen die um 
ſprüngliche Anlage ſich weſentlich verſchlechtert haben möchte, ſoll außerdem von 
dem urſprünglichen Anlagekapital nach einem durch Sachverſtändige zu beſtimmen⸗ 
den Prozentſatze ein dem dermaligen Zuſtande entſprechender Abzug gemacht werden. 
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Die Hohen kontrahirenden Regierungen find übrigens darin einverſtanden, 
daß, falls die Großherzoglichen Regierungen von dem hier vorbehaltenen Ankaufs⸗ 
rechte künftig Gebrauch machen ſollten, ungeachtet der Aenderung in den Eigen⸗ 
thumsverhältniſſen der betreffenden Bahnſtrecken nie eine Unterbrechung in dem 
Betriebe auf denſelben eintreten, vielmehr wegen Erhaltung eines ungeſtörten ein⸗ 
heitlichen Betriebes unter Anwendung gleicher Tarifſätze und Tarifbeſtimmungen 
für die ganze betreffende Bahnlinie zuvor eine den Verhältniſſen ſich anpaſſende 
geeignete Verſtändigung Platz greifen ſoll. 

Machen die Großherzoglichen Regierungen von dem Ankaufsrechte Gebrauch, 
fo können fie den Betrieb auf den angekauften Strecken an einen Privatunter- 
nehmer nur mit ausdrücklicher Zuſtimmung Preußens übertragen, falls und ſo 
lange die in Preußen belegene Bahnſtrecke ſich im Eigenthume und Betriebe des 
Preußiſchen Staates befindet. Umgekehrt wird, falls und ſo lange nach etwaigem 
Ankaufe der Mecklenburgiſchen Bahntheile die Großherzoglichen Regierungen den 
Betrieb auf letzteren ſelbſt führen, die Königlich Preußiſche Regierung auch ihrer⸗ 
ſeits den Betrieb der in Preußen belegenen Bahnſtrecke an einen Privatunternehmer 
ohne ausdrückliche Zuſtimmung der Großherzoglichen Regierungen nicht übertragen. 

Artikel Vierzehn. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. Im Uebrigen wird die Königlich Preußiſche Regierung ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen und der Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung die auf deren Gebieten belegenen Bahnſtrecken 
nicht veräußern, auch ohne vorgängige Verſtändigung mit denſelben den Betrieb 
einem Privatunternehmer nicht übertragen. 

Artikel Fünfzehn. 

Der gegenwärtige Vertrag erliſcht, wenn nicht innerhalb einer Friſt von 

drei Jahren, vom Tage der Ratifikationsauswechſelung an gerechnet, mit dem 


Bau der Bahn begonnen und innerhalb einer weiteren Friſt von vier Jahren 
die Bahn auf der Strecke Hagenow Zarrentin dem öffentlichen Verkehr übergeben 


werden ſollte. 
Artikel Sechszehn. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll allerſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
en werden und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden thunlichſt bald 
erfolgen. 

Deſſen zu Urkund iſt gegenwärtiger Vertrag dreifach ausgefertigt, von den 
Bevollmächtigten unterſchrieben und mit deren Inſiegeln verſehen worden. 

So geſchehen zu Berlin, den 5. Dezember 1889. 


Dr. Micke. Ehlers. v. d. Decken. 
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Schlußprotokoll 


zum 


Staatsvertrage vom 5. Dezember 1889. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um zum 
Abſchluſſe und zur Vollziehung des wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von 
Hagenow nach Oldesloe mit Abzweigung nach Mölln vereinbarten Staats- 
vertrages zu ſchreiten. 

Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende Erklärungen 
aufgenommen worden, welche mit der Ratifikation des Vertrages als mitgenehmigt 
gelten und mit den Vereinbarungen des Vertrages ſelbſt gleichverbindliche Kraft 
haben ſollen. 

1) Zu Artikel 1. 

Es gilt als vereinbart, daß die Beſtimmungen des Staatsvertrages über 
den Bau und Betrieb der Bahn Hagenow -Oldesloe auch dann in Geltung 
bleiben, wenn die Zweigbahn nach Mölln zunächſt oder überhaupt nicht zur Aus- 
führung gelangen ſollte. 

2) Zu Artikel 2 Abſatz 1. 

Die Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinſche Regierung übernimmt es, 
bezüglich eines etwaigen unmittelbaren Anſchluſſes der Hagenow Oldesloer Eifen- 
bahn an die Friedrich-Franz-Bahn bei Hagenow auf die Gewährung thunlichſt 
günſtiger Bedingungen ſeitens der betreffenden Bahnverwaltung hinzuwirken, ſo⸗ 
weit ſie dazu auf Grund des ihr dieſer Bahn gegenüber zuſtehenden Aufſichts⸗ 
oder konzeſſionsmäßigen oder vertraglichen Rechts im Stande iſt. 


3) Zu Artikel 2 Abſatz 3. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Bearbeitung des aus⸗ 
führlichen Entwurfs erhebliche Verſchiebungen der Linie im Großherzoglich Medlen- 
burg⸗Schwerinſchen Gebiete gegenüber dem aufgeſtellten allgemeinen Entwurf 
thunlichſt zu vermeiden ſuchen. 

Sie erklärt ſich ferner hinſichlich der Anlegung von Stationen bereit, auf 
der Strecke Hagenow Landesgrenze außer bei Hagenow, Wittenburg und Zarrentin 
noch zwei an geeigneten Orten und in angemeſſener Entfernung von einander be⸗ 
legene Stationen zu errichten, auf welchen täglich mindeſtens zwei in jeder Richtung 
verkehrende Züge mit Perſonenbeförderung nach Bedarf halten werden. 

Die zwiſchen Wittenburg und Zarrentin in Ausſicht genommene Station 
ſoll in einfachſter Weiſe hergeſtellt und nur für die Abfertigung von Perſonen und 
von Gütern in Wagenladungen eingerichtet werden. 
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4) Zu Artikel 3. 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich demnächſt zu einer Erweite⸗ 
rung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von Anſchlußgeleiſen, 
Stationen und Halteſtellen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen, ſo werden 
die Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche und die Großherzoglich Mecklenburg⸗ 
Strelitzſche Regierung zwecks Erde des zur Ausführung dieſer Anlagen er- 
forderlichen Grund und Bodens, auf welche ſich die Verpflichtung im Artikel 11 
des Vertrages nicht bezieht, für ihre Gebiete das Enteignungsrecht nach Maß⸗ 
gabe der einſchlägigen Landesgeſetze bewilligen und für die Ermittelung und Feſt⸗ 
ſtellung der Entſchädigungen keine ungünſtigeren Beſtimmungen in Anwendung 
bringen laſſen, als diejenigen, welche bei den Enteignungen zu Eiſenbahnanlagen 
in den Mecklenburgiſchen Gebieten zur Zeit Geltung haben. 


5) Zu Artikel 12. 

Es herrſcht Einverſtändniß, daß der zur Anlage von Sicherheitsſtreifen er- 
forderliche Grund und Boden den betreffenden Beſitzern verbleibt und nur hin⸗ 
ſichtlich der Benutzung den durch den Zweck der Anlage bedingten Beſchränkungen 
unterworfen wird. 

6) Zu Artikel 15. 

Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche und die Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Strelitzſche Regierung verpflichten ſich, ihrerſeits alles zu thun, was 
geeignet iſt, der Königlich Preußiſchen Regierung die Innehaltung der im Ar- 
tikel 15 feſtgeſetzten Friſten zu erleichtern und zu ermöglichen. Sie werden zu 
dieſem Zweck insbeſondere den Anträgen der Eiſenbahnverwaltung auf landes⸗ 
polizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe (Artikel 2 Abſatz 4) und 
Ueberweiſung des zum Bau erforderlichen Grund und Bodens (Artikel 11 und 12) 
die thunlichſte Beſchleunigung angedeihen laſſen und auch dafür Sorge tragen, 
daß das eventuell einzuleitende Enteignungsverfahren mit allen geſetzlich zuläſſigen 
Erleichterungen und in der zuläſſig kürzeſten Friſt durchgeführt wird. 

7) Die Ratifikation des Vertrages ſoll baldthunlichſt herbeigeführt und 
die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden in Berlin bewirkt werden. 


Die mit dem vereinbarten Entwurfe übereinſtimmend befundenen drei Aus⸗ 
fertigungen des Vertrages ſind hierauf von den Bevollmächtigten unterzeichnet und 
unterſiegelt worden und es haben der Königlich Preußiſche, der Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Schwerinſche und der Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſche Bevoll⸗ 
mächtigte je eine Ausfertigung des Vertrages und des Schlußprotokolls entgegen ⸗ 
genommen. 

So geſchehen zu Berlin, den 5. Dezember 1889. 


Dr. Micke. Ehlers. v. d. Decken. 
Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziet worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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(Nr. 9446.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Lübeck wegen Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Hagenow nach Oldesloe mit Abzweigung nach Mölln. Vom 13. De- 
zember 1889. 1 
San Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und der Senat der 
freien und Hanſeſtadt Lübeck haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die 
Herſtellung einer Eiſenbahn von Hagenow nach Oldesloe mit Abzweigung nach 
Mölln zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Regierungsrath Dr. Paul Micke, 
der Senat der freien und Hanſeſtadt Lübeck: 
den Senator Dr. Hermann Rittſcher, 


welche unter dem Vorbehalte der Ratifikation nachſtehenden Staatsvertrag abge 
ſchloſſen haben. 
Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung beabſichtigt, eine Eiſenbahn von Hagenow 
nach Oldeloe oder einem in der Nähe belegenen Punkte der Linie Schwarzenbed- 
Oldesloe -Neumünſter mit Abzweigung nach Mölln für eigene Rechnung auszu⸗ 
führen, ſobald ſie die geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 

Die freie und Hanſeſtadt Lübeck geftattet der Königlich Preußiſchen Regie 
rung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb ihres Staatsgebiets und wird 
derſelben das Enteignungsrecht ertheilen. 


Artikel II. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt freigeftellt, dem Bahnkörper 
und den Kunſtbauten von vornherein die für zwei Geleiſe erforderliche Breite zu 
geben und zur Ausführung des zweiten Geleiſes nach eigenem Ermeſſen zu ſchreiten. 

Die Feſtſtellung der geſammten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrages bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo, wie die Prüfung der anzuwendenden 
Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Preußiſchen Re⸗ 
gierung zuſtehen, welche indeß ſowohl bezüglich der Führung der Bahn, wie be 
züglich der Anlegung von Stationen in dem Lübeckiſchen Gebiete etwaige beſondere 
Wünſche des Senats der freien und Hanſeſtadt Lübeck thunlichſt berückſichtigen 
will. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bau⸗ 
entwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, 
Flußkorrektionen, Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der bau⸗ 
polizeilichen Prüfung der Stationsanlagen jeder Regierung innerhalb ihres Gebiets 
vorbehalten. Hierbei gilt als vereinbart, daß die Herſtellung, Unterhaltung und 
Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, ſoweit dieſe Wege außerhalb der 
Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahnverwaltung iſt. 
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Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der Bahn in Folge eintretenden Be⸗ 
dürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats⸗ oder Vizinalſtraßen, welche 
die geplante Eiſenbahn kreuzen, von dem Senate der freien und Hanſeſtadt Lübeck 
innerhalb Lübeckiſchen Gebiets angeordnet oder genehmigt werden, ſo wird zwar 
Preußiſcherſeits gegen die Ausführun derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben 
werden, der Senat der freien und Hanſeſtadt Lübeck verpflichtet ſich aber, dafür 
einzutreten, daß durch die neue Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört 
wird, noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein Koſtenaufwand erwächſt. 


Artikel III. 

Die Spurweite der Geleiſe ſoll 1/15 Meter im Lichten der Schienen be⸗ 
tragen. Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, die im Artikel I be⸗ 
nannte Bahn nach den Beſtimmungen der Bahnordnung für Deutſche Eiſenbahnen 
untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 und den dazu künftig etwa er⸗ 
gehenden ergänzenden oder abändernden Beſtimmungen herzuſtellen und demnächſt 
zu betreiben. 

Artikel IV. 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich demnächſt zu einer Erweite · 
rung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von Anſchlußgeleiſen, 
Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen, ſo wird der Senat der 
freien und Hanſeſtadt Lübeck auch zur Erwerbung des zur Ausführung dieſer 
Anlagen erforderlichen Grund und Bodens für das Lübeckiſche Gebiet das Ent⸗ 
eignungsrecht ertheilen, inſoweit daſſelbe nicht bereits nach den geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen von ſelbſt Anwendung findet, und für die Ermittelung und Feſtſtellung 
der Entſchädigungen keine ungünſtigeren Beſtimmungen in Anwendung bringen 
laſſen, als diejenigen, welche bei den Enteignungen zu Eiſenbahnanlagen in dem 
Lübeckiſchen Gebiete Geltung haben. 

Für die Verhandlungen im Verwaltungs- und gerichtlichen Verfahren, 
welche zur Uebertragung des Eigenthums oder zur Ueberlaſſung in die Benutzung 
an den Preußiſchen Staat ſowohl zur urſprünglichen Bahnanlage, als auch zu 
etwaigen demnächſtigen Erweiterungen derſelben innerhalb Lübeckiſchen Gebiets 
erforderlich ſind, namentlich auch für die Umſchriften in den Hypothekenbüchern, 
ſind nur die baaren Auslagen zu erſtatten, und tritt im Uebrigen Freiheit von 
Stempel und Gebühren ein. 


Artikel V. 

Der Senat der freien und Hanſeſtadt Lübeck verpflichtet ſich, den zum Bau 
der Bahn und ihrer Nebenanlagen ſowie den zu etwaigen künftigen Erweiterungen 
erforderlichen Grund und Boden, ſoweit derſelbe der Enteignung unterworfen iſt 
und ſich im Eigenthum der freien und Hanſeſtadt Lübeck befindet, der Königlich 
Preußiſchen Regierung unentgeltlich und laſtenfrei abzutreten, den dauernd er⸗ 
forderlichen zum Eigenthum, den vorübergehend erforderlichen für die Dauer der 
Benutzung. 
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Artikel VI. 

Die Feſtſtellung der Tarife, ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
des Senats der freien und Hanſeſtadt Lübeck. Es ſollen übrigens in den Tarifen 
für die Strecke in dem Lübeckiſchen Gebiete keine höheren Einheitsſätze in An⸗ 
wendung kommen, als für die Strecke auf Königlich Preußiſchem Staatsgebiete. 

Artikel VII. 

Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in das Lübeckiſche Gebiet ent⸗ 
fallenden Bahnſtrecke der freien und Hanſeſtadt Lübeck vorbehalten. Auch ſollen 
die an der Bahnſtrecke im Lübeckiſchen Gebiete zu errichtenden Hoheitszeichen nur 
die der freien und Hanſeſtadt Lübeck ſein. 

Dem Senat der freien und Hanſeſtadt Lübeck bleibt vorbehalten, zur Hand» 
habung des ihm über die im Lübeckiſchen Gebiete belegene Bahnſtrecke zuſtehenden 
Hoheitsrechts einen beſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen, welcher die Beziehungen 
zur Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen Fällen zu ver 
treten hat, welche nicht zum direkten gerichtlichen und polizeilichen Einſchreiten der 
Behörden geeignet ſind. 

Die Handhabung der Bahnpolizei auf der im Lübeckiſchen Gebiet belegenen 
Bahnſtrecke erfolgt durch die Königlich Preußiſchen Eiſenbahnbehörden und Beamten, 
welche auf Vorſchlag der Königlich Preußiſchen Betriebsverwaltung von den zu⸗ 
ſtändigen Lübeckiſchen Behörden in Pflicht zu nehmen ſind. Die Handhabung 
der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich dieſer Bahnſtrecke den betreffenden 
Lübeckiſchen Organen ob. Dieſelben werden den Bahnpolizeibeamten auf deren 
Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel VIII. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Lübeckiſchen Gebiete ſtationirt 
find, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörigkeitsverhältniſſes. 

Die Beamten der Bahn ſind ohne Unterſchied des Orts der Anſtellung 
rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Vorgeſetzten beziehungsweiſe den Aufſichts⸗ 
organen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, im Uebrigen aber den Geſetzen 
und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der- 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Lübeckiſchen Staatsgebiets ſoll auf Angehörige 
des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls geeignete Militär 
anwärter, unter welchen die Lübeckiſchen Staatsangehörigen gleichfalls den Vorzug 
haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel N. 


Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebes der 
im Lübeckiſchen Gebiet belegenen Bahnſtrecke gegen die Eiſenbahnverwaltung 
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geltend gemacht werden möchten, follen von den Lübeckiſchen Gerichten und 
— inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — auch nach den Lübeckiſchen Landes⸗ 
geſetzen beurtheilt werden. 

Artikel X. 

Der Senat der freien und Hanſeſtadt Lübeck verpflichtet ſich, von der Eiſen⸗ 
bahnunternehmung und dem zu derſelben gehörigen Grund und Boden keinerlei 
Staats⸗ oder Gemeindeabgaben zu erheben, noch auch eine Beſteuerung derſelben 
zu Gunſten der Gemeinden und ſonſtigen korporativen Verbände zuzulaſſen. 

Auch verzichtet derſelbe auf die Erhebung der Veräußerungsabgabe für den 
Erwerb des zum Bau der Bahn und ihrer Nebenanlagen, ſowie zu etwaigen 
künftigen Erweiterungen erforderlichen Grund und Bodens. 


Artikel XI. 


Ein Recht auf den Erwerb der in das Lübeckiſche Gebiet entfallenden Bahn⸗ 
ſtrecke wird der Senat der freien und Hanſeſtadt Lübeck nicht in Anſpruch nehmen. 


Artikel XII. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu über⸗ 
tragen. 

Artikel XIII. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits zur Ratifikation vorgelegt werden, 
die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſoll im Wege des Schriftwechſels 
erfolgen. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 


So geſchehen zu Berlin, den 13. Dezember 1889. 


Dr. Micke. Rittſcher. 
(. S.) (L. S.) 
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Schlußprotokoll 


zum 
Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Luͤbeck wegen Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Hagenow nach Oldesloe mit Abzweigung nach Moͤlln. 
Vom 13. Dezember 1889. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um zum 
Abſchluſſe und zur Vollziehung des wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Hagenow 
nach Oldesloe mit Abzweigung nach Mölln vereinbarten Staatsvertrages 3 

Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende Erklärungen 
aufgenommen worden, welche mit der Ratifikation des Vertrages als mitgenehmigt 
gelten und mit den Vereinbarungen des Vertrages ſelbſt gleichverbindliche Kraft 


haben ſollen: 
1) Zu Artikel J. 

Es gilt als vereinbart, daß die Beſtimmungen des Staatsvertrages über 
den Bau und Betrieb der Bahn Hagenow Oldesloe auch dann in Geltung 
bleiben, wenn die Zweigbahn nach Mölln zunächſt oder überhaupt nicht zur 
Ausführung gelangen ſollte. 

2) Zu Artikel IV. 

Die vertragſchließenden Theile ſind darin einig, daß die Freiheit von Gerichts⸗ 
gebühren nur inſoweit eintritt, als dieſelben, ſei es in Folge richterlichen Urtheils, 
ſei es im Wege des Vergleichs, der Königlich Preußiſchen Regierung zur Laſt 
fallen, und nach der zwiſchen der freien und Hanſeſtadt Lübeck einerſeits und dem 
Großherzogthum Oldenburg und den freien und Hanſeſtädten Bremen und Hamburg 
andererſeits beſtehenden Gerichtsgemeinſchaft für die Lübeckiſche Regierung verrechnet 
werden. 

Die mit dem vereinbarten Entwurfe übereinſtimmend befundenen Aus- 
fertigungen des Vertrages ſind hierauf von den Bevollmächtigten unterzeichnet 
und unterſiegelt worden, und es haben der Bevollmächtigte der Königlich 
Preußiſchen Regierung und der Bevollmächtigte des Senats der freien und 
Hanſeſtadt Lübeck je eine Ausfertigung des Vertrages und des Schlußprotokolls 
entgegen genommen. 

So geſchehen zu Berlin, den 13. Dezember 1889. 


Dr. Micke. Rittſcher. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


— 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) 


2) 


3 


— 


4) 


5 


— 


6) 


das unterm 20. Oktober 1890 Allerhöchſt vollzogene Statut für den 
Deichverband der Eidinghäuſer Maſch im Kreiſe Minden durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Minden Nr. 48 S. 287, ausgegeben 
den 29. November 1890; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 12. November 1890, betreffend die Anwen⸗ 
dung des Enteignungsrechts zur Entziehung und zur dauernden Beſchrän⸗ 
kung des bei der von der Staatsbauverwaltung auszuführenden Anlage 
eines Sicherheitshafens am rechten Rheinufer bei Mülheim a. Rhein in 
Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Cöln, Jahrgang 1891 Nr. 12 S. 143, ausge⸗ 
geben den 25. März 1891; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Januar 1891, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Thorn für die von 
demſelben erbauten Chauſſeen: 1) von der Thorn⸗Culmſee' er Chauſſee über 
Mocker bis zu der nach Fort 2 führenden Chauſſee mit Abzweigungen 
nach dem Bahnhofe Mocker der Thorn⸗Marienburger Eiſenbahn ſowie 
nach dem Eingange von Mocker, 2) von Culmſee nach Rentſchkau, 
3) von Culmſee nach dem Bahnhofe Schönſee der Thorn⸗Inſterburger 
Eiſenbahn, 4) von der Thorn⸗Schönſee er Chauſſee nach dem Bahnhofe 
Tauer der nämlichen Eiſenbahn und von dort bis zum Ausgange des 
Dorfes Tauer, ſowie 5) von Groß-Böfendorf bis zur Fähre von Scharnau 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 12 
S. 69, ausgegeben den 26. März 1891; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 27. Januar 1891, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die politiſche Gemeinde Calden im Kreiſe Hof— 
geismar zum Erwerbe eines zur Erweiterung ihres Begräbnißplatzes er⸗ 
forderlichen, in der Gemarkung Calden belegenen Grundſtücks, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 10 S. 35, ausgegeben 
den 11. März 1891; 

das Allerhöchſte Privilegium vom 1. Februar 1891 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Eſſen im Betrage 
von 200000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Düſſeldorf Nr. 9 S. 93, ausgegeben den 28. Februar 1891; 

das unterm 4. Februar 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Waſſergenoſſenſchaft Lukowo⸗Tarnowo im Kreiſe Wongrowitz durch 
Extrabeilage zum Amtsblatt der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 12, 
ausgegeben den 19. März 1891; 


— 82 — 


7) der Allerhöchſte Erlaß vom 11. Februar 1891, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin bezüglich der zur 
Regulirung beziehungsweiſe Verbreiterung oder Freilegung verſchiedener 
Straßen und Straßenſtrecken erforderlichen Grundſtücke, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 11 
S. 93, ausgegeben den 13. März 1891; 


8) der Allerhöchſte Erlaß vom 23. Februar 1891, betreffend die Verleihung 


— 


—— 


— 


des Enteignungsrechts an die Gewerkſchaft Stollberg zu Eſſen bezüglich 
der zum Bau einer dem öffentlichen Verkehr dienenden Schmalſpurbahn 
von der Anſchlußbahn der genannten Geſellſchaft an die Bergiſch⸗Märkiſche 
Eiſenbahn nach den Kalkſteinbrüchen im Hesperthale erforderlichen Grund⸗ 
ſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 14 
S. 163, ausgegeben den 4. April 1891; 


das Allerhöchſte Privilegium vom 25. Februar 1891 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Entwäſſerungsgenoſſenſchaft 
der Geeſteniederung zu Lehe im Betrage von 375 000 Mark durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 13 S. 83, ausgegeben 
den 27. März 1891; 


das Allerhöchſte Privilegium vom 25. Februar 1891 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Breslau im Betrage 
von 11000 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Breslau Nr. 16 S. 150, ausgegeben den 17. April 1891; 


das Allerhöchſte Privilegium vom 1. März 1891 wegen Ausgabe auf 
jeden Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Frankfurt a. M. zum 
Betrage von 12000 000 Mark durch das Amtsblatt für den Stadtkreis 
und für den Landkreis Frankfurt a. M. Nr. 13 S. 103, ausgegeben den 
29. März 1891; 


12) der Allechöchſte Erlaß vom 2. März 1891, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadt Bonn bezüglich aller auf dem Godesberg⸗ 
Bonner Bachkanal haftenden Waſſergerechtigkeiten, ſowie bezüglich aller 
etwaigen Eigenthums⸗ oder Nutzungsrechte der Beſitzer der an die Ufer⸗ 
flächen anſtoßenden Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Cöln Nr. 12 S. 143, ausgegeben den 25. März 1891. 
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